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(Nr. 14315.) Geſetz über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1936. Vom 
17. März 1936. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


SH 
Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1936 wird 
in Einnahme und Ausgabe auf 1 936 085 900 AM feſtgeſtellt, und zwar: 
im ordentlichen Haushalt 
auf 1 900 820 900 RM an Einnahmen, 
auf 1 827 000 000 AM an fortdauernden und 
auf 73 820 900 AM an einmaligen Ausgaben, 


im außerordentlichen Haushalt 


auf 35 265 000 AM an Einnahmen und 
auf 35 265 000 AM an Ausgaben. 


§ 2. 

Die Vorſchriften des § 75 der Reichshaushaltsordnung finden im Rechnungsjahr 1936 

keine Anwendung. 
§ 3. 

() Über die im Haushaltsplan vorgeſehenen einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 
ſowie über die letzten 10 vom Hundert der im Haushaltsplan bei den ſächlichen Ausgaben vor⸗ 
geſehenen Beträge darf nur mit vorheriger Zuſtimmung des Finanzminiſters verfügt werden. 

(2) Im übrigen gelten für die Durchführung des Staatshaushaltsplans die Vorſchriften 
des § 26 der Reichshaushaltsordnung über wirtſchaftliche und ſparſame Verwaltung der Haus⸗ 
haltsmittel und die in der zweiten Anlage zuſammengefaßten Durchführungsbeſtimmungen. 


§ 4. : 

(1) Der Finanzminifter wird ermächtigt, zur Deckung der Fehlbeträge aus den Rechnungs⸗ 
jahren 1930 bis 1932 einen Betrag bis zur Höhe von 457 Millionen Reichsmark im Wege des 
Kredits, und zwar, ſobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 
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85. 
() Der Finangminifter wird ermächtigt, zur Beſtreitung außerordentlicher Ausgaben im 
Rechnungsjahr 1936 die Summe von 35,3 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits, und 
zwar, fobald das möglich iſt, als langfriſtige Anleihe zu beſchaffen. 


(2) Auf die Tilgung der Schuld findet § 4 Abſ. 2 Anwendung. 


§ 6. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebsmittel der 
Generalſtaatskaſſe bis zu 400 Millionen Reichsmark im Wege des Kredits zu beſchaffen. Auf dieſen 
Betrag ſind die zum gleichen Zwecke für das Rechnungsjahr 1935 ausgegebenen Schatzanweiſungen, 
eingegangenen Wechſelverbindlichkeiten und aufgenommenen Darlehen, ſoweit ſie erſt während 
des Rechnungsjahrs 1936 fällig werden, bis zu ihrer Fälligkeit, ihrem Rückkauf oder ihrer 
Rückerſtattung anzurechnen. 

N § 7. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Befriedigung unabweisbarer, durch die Wirt⸗ 
ſchaftslage hervorgerufener Bedürfniſſe Garantien und Bürgſchaften zu Laſten des Staates zu 
übernehmen. 

(2) Zur Übernahme ſolcher Garantien und Bürgſchaften iſt die Zuſtimmung des Staats⸗ 
miniſteriums erforderlich. 

§ 8. 

(1) Die dritten freigewordenen Stellen der Befoldungsgruppen A 1a bis 12 find — ſoweit 
fie beſetzbar find — mit geeigneten, insbeſondere vorgemerkten Warteſtandsbeamten zu beſetzen. 
Dieſe Beſtimmung gilt ſinngemäß für die Beamten, die künftig in den einſtweiligen Ruheſtand 
verſetzt werden. 

(2) Ausnahmen von Abſ. 1 find in Fällen eines zwingenden Bedürfniſſes mit Genehmigung 
des Finanzminiſters zuläſſig. 

§ 9: 

Bei den perſönlichen Verwaltungsausgaben treten an die Stelle der in den Einzelplänen 
bezeichneten Beſoldungsgruppen der aufſteigenden Gehälter mit feſten Grundgehaltsſätzen und 
der feſten Gehälter die entſprechenden Reichsbeſoldungsgruppen mit den Beträgen, die ſich 
aus der Anlage zum Geſetz über die Angleichung der Beſoldung der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten an die Beſoldung der Reichsbeamten vom 17. Januar 1936 (Gefegfamml. S. 3) und 
aus der Verordnung über die Neufaſſung der Beſoldungsordnung vom 4. März 1936 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 31) ergeben. 

§ 10. 

(1) Die Beſtimmungen des § 70 Abf. 3 der Reichshaushaltsordnung finden für das Rech⸗ 
nungsjahr 1936 auch auf die Gebühren der Kataſterverwaltung ſowie die Koſtenerſtattungen 
des Verwaltungsſtreitverfahrens und des Beſchlußverfahrens Anwendung. 

(2) Auf Grund des § 71 Abſ. 1 der Reichshaushaltsordnung können Rückerſtattungen der 
vom Preußiſchen Staate geleiſteten Beitragsanteile zur zuſätzlichen Alters- und Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung der Angeſtellten und Arbeiter der preußiſchen Staatsverwaltung ſowie überhobener 
Erſatzzuſatzrenten auch dann durch Abſetzung von den Ausgabefonds vereinnahmt werden, wenn 
es ſich um Erſtattungen aus Vorjahren handelt. 


§ 11. 
Von den in dem Haushaltsplan ausgebrachten Ausgabemitteln decken fic) gegenfeitig: 
1. ſoweit es im Haushaltsplan zugelaſſen iſt, die Mittel bei den fortdauernden Aus⸗ 
gaben für N 
a) Unterſtützungen für Beamte, 
b) Unterſtützungen für ausgeſchiedene Beamte und Hinterbliebene von Beamten, 
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c) Unterſtützungen für ſtaatliche Angeſtellte und Arbeiter, für ausgeſchiedene ſtaatliche 
Angeſtellte und Arbeiter ſowie für Hinterbliebene von ſolchen; 

2. die unter Ziffer 1 a und b genannten fortdauernden Ausgaben innerhalb der einzelnen 
Verwaltungszweige auch mit den Mitteln für „Notſtandsbeihilfen für Staatsbeamte, 
Beamte im Ruheſtand, Wartegeldempfänger und Hinterbliebene“; 

3. im Einzelplan I die fortdauernden Ausgaben der Titel 31 und 38 mit den gleichen Titeln 
in den einzelnen Abſchnitten des Haushalts der Domänenverwaltung; 

4. im Einzelplan XVI die fortdauernden Ausgaben 

a) der Titel 32 Nr. 2 mit Titel 37 Nr. 3, Titel 33 mit Titel 50 Nr. 4 innerhalb der 
Kapitel 91 und 92 nach den für dieſe Mittel im Haushaltsplan getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen, 

b) für die Polizei und Gendarmerie in den Unterabſchnitten 1, 2, 4 und 5 des Titels 38 
im Kapitel 91, 

e) für die Geheime Staatspolizei der Titel 32, 37 Nr. 3, 40 Nr. 1, 50 Nr. 4 des Ka⸗ 
pitels 91 mit den gleichen Mitteln des Kapitels 92; 

5. im Einzelplan XVII die fortdauernden Ausgaben 

a) der Titel 26 und 51 innerhalb jedes der Kapitel 133 A bis 133 L, 

b) der Titel 26, 51, 52 und 60 innerhalb jedes der Kapitel 167 A bis 167 K, 

c) der Titel 51, 56 und 57 im Kapitel 172, 

d) der Titel 26 und 51 im Kapitel 175. 


§ 12. 
() Das Geſetz tritt am 1. April 1936 in Kraft. 
(2) Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
(3) Er wird ermächtigt, den Staatshaushaltsplan zu ändern, ſoweit es die Durchführung 
einer im Laufe des Rechnungsjahrs eintretenden geſetzlichen Neuregelung von Aufgaben und 
Zuſtändigkeiten der Staatsverwaltung erfordert. 


Berlin, den 17. März 1936. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz Ruſt. Darré. Frick. 


zugleich für den Miniſter für 
die kirchlichen Angelegenheiten. 


Schacht. Frhr. v. Eltz. Seldte. 
Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 17. März 1936. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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Erſte Anlage zum Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz. 


Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1936 


Geſamtplan 
Betrag für das 
Einzelplan Einnahme Rechnungsjahr 1936 
Reichsmark 
A. Ordentlicher Haushalt 
I. Einnahmen 
1 Domänen verwaltung nermeijtieie ale 20 974 950 
II Forſtverwaltung: 
a) Verwaltung und Betriebtr᷑ e 147 176 000 
bp) Forſtliche Lehr⸗ und Verſuchsanſtalte nnd. 158 650 
III Münzver waltung ogeheuste nie lnnae> sip 5 219 550 
IV Reichs⸗ und StaatBangeiger ......... cece eee cece weer reeeees 3 296 400 
V Preußiſche Staatsbank %%% 3 000 000 
VI Staatliche Porzellanmanufaktunn 6 — 
x Allgemeine Finanzverwaltung: 
a) Steuern und Wbhgaben....... cece eee ewww eee eee scene 1 256 359 000 
b) Aus Vermögensanlagen des Staated ........... eee eee 48 999 250 
o) Sonſtige Einnahmen 102 838 600 
XIII Sagt init ð 8 4 113 550 
XIV Siranzininiiterhtie Deine. Moleskine Menden: 34 094 100 
XV Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten ..............- 134 350 
XVI Verwaltung des Innen din 125 119 850 
XVII [Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 72 232 300 
XVIII Wirtſchaft, Arbeit und Verkehhnlttttetetete 25 638 050 
XIX FCC CTTTTTTTTTTTTGTſTGTTſT(T(T(TTubT lern stele eel 2221 700 
XX Land virtſchaſtüche Verwanunnngguggnsss «is 16 048 050 
XXI Geiiiwenpallung f ĩ Solssaeleisteteieier.e 13 712 700 
NI Seren 8 63 150 
n Staatsſchndſd/d‚ddd 8 19 420 700 


Summe der Einnahmen des ordentlichen Haushalts 1 900 820 900 
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Betrag für das 


Einzelplan Ausgabe Rechnungsjahr 1936 


Reichsmark 


II. Ausgaben 
a) Fortdauernde Ausgaben 


1 DOIMENENDEIIREIING TÄ,;P 11175 550 
II Forſtverwaltung: 
Bießsermaltung und Deitieh u 00 Das areas eier see.e 106 567 000 
b) Forſtliche Lehr⸗ und Verſuchsanſtalte· nnn. 933 700 
III ARE eee  e 1 383 900 
IV anzeige 2 214 400 
V rasen... ohne e's nenne — 
VI Staatliche Porzellanmanufakturrrrrr — 
X Allgemeine Finanzverwaltung: 
a) Steuern und gaben ern 3 050 000 
b) Aus Vermögensanlagen des Staates 2 823 500 
o) Sonſtige Ausgaben r 225 603 850 
XIII Staätsminiſte umd eftsferetiterire ste re © 14 128 000 
XIV Finns ] ]ð eines Syois) Ste-sipue'ie;3v’. Senne. 202 697 050 
XV Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten ................ 47 165 300 
XVI BOUCHE DCS. r?! eae een ee 390 336 850 
XVII | Minifterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 602 459 800 
bWiriſchaft, Arbeit und Verkehr:: sen 33 195 250 
XIX Beiggerwalt ung , TE ele ie 11 063 300 
XX Vondtpirtſchaftliche Verwaltung ele eel clave. # 47 467 950 
XXI CCC ⁰0- 7777 mare. ud ee TR are eäih 20 204 900 
ee 8 1079 700 
XXIII Staatsſchuu dd A DRkengeinehieh Hoo cs ee 103 450 000 


Summe der fortdauernden Ausgaben 1 827 000 000 


b) Einmalige Ausgaben 


I DOMME oer rw clergy ss ne ale lorerelelercrevate nme SE, 1 279 300 
II Forſtverwaltung: 

a) Verwaltung und Betriee))h ade. 14 270 000 

b) Forſtl. Lehr⸗ und VerjucdZanftalten .......... eee eee 27 000 
III Münz dera ra sie We Sinner 1.000 000 
IV Reichs⸗ und Stagtsanzeigennnrnrn:r: 3 — 
V Preußiſche Staatsbank d ĩ˙ͤÄ. ans — 
VI Staatliche Porzellanmanufaktun r car ceane seen 440 000 
X Allgemeine Finanzverwaltung: 

Steuern und gaben 8 a 

b) Aus Vermögensanlagen des Staates . 

ee ee e net asen scene dee 1 201 000 


Seite 18 217 300 
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..... ——— . — 


Einzelplan 


XIII 
XIV 
XV 
XVI 
XVII 
XVIII 
XIX 
XX 
XXI 
XXII 
XXIII 


XXIII 


Einnahme und Ausgabe 
Abſchluß 


Staatsminiſterimmumumumummemum . nennen 
Finanzminiſteriunnes nennen nennen 
Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiteens.. 
Verwaltung des Innernũnnnnn . 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
Wirtſchaft, Arbeit und Verke ex 


„Bergverwaltunnnn 5 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 
Geſtütverwaltun d 
Oberrechnungskammer 
Staatsſchullvddvdvdvdv nennen en meinen 
Summe der einmaligen Aus gaben 
Hierzu: Summe der fortdauernden Ausgaben 


Summe der Ausgaben des ordentlichen Hanshalts ........... 


‚—ͤUUnꝛß UU BWW K · R *Vm 0 2 


B. Außerordentlicher Haushalt 


I. Einnahmen 
Stagtsſchud j . 


Summe der Einnahmen des außerordentlichen Haushalts 


II. Ausgaben 


Domenenverwaltunnnnggggggg seele vo ovejeleleiele 
Wirtſchaft, Arbeit und Verkehr kd 
Landwirtſchaftliche Verwaltun UU 
Geſtütverwaltunnn n 
Summe der Ausgaben des außerordentlichen Haushalts 


Abſchluß 


Summe der Einnahmen des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 


Summe der Ausgaben des ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalts 


Betrag für das 
Rechnungsjahr 1986 


Reichsmark 


18 217 300 
1 200 000 
2 566 500 

120 000 

14 407 700 

15 513 600 
1 566 500 
7 600 000 

12 212 800 

416 500 


73 820 900 


1 827 000 000 


1 900 820 900 


35 265 000 


35 265 000 


8 385 000 
1 395 000 
25 430 000 
55 000 


35 265 000 


1 936 085 900 


1 936 085 900 
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Zweite Anlage 
zum Haushaltsfeſtſtellungsgeſetz. 


Durchführungsbeſtimmungen. 


1. Soweit auf Grund der Ziffer 1 der Vermerke oder der Durchführungsbeſtimmungen zu den 
Haushaltsfeſtſtellungsgeſetzen früherer Jahre Planſtellen der zu einer anderen Verwaltung ab⸗ 
geordneten oder beurlaubten Beamten noch doppelt beſetzt find, kommt die Doppelbeſetzung in dem 
Zeitpunkt in Fortfall, in dem der abgeordnete oder beurlaubte Beamte aus der Planſtelle ausſcheidet. 


Kehrt der abgeordnete oder beurlaubte Beamte in den Dienſt ſeiner Verwaltung zurück, ſo iſt 
er innerhalb von ſechs Monaten in einer planmäßigen Stelle unterzubringen oder, wenn während 
dieſes Zeitraums eine planmäßige Stelle gleicher Art nicht frei geworden iſt, in der erſten ſpäter 
freiwerdenden Stelle dieſer Art. Bis dahin iſt ſein Dienſteinkommen außerplanmäßig zu verrechnen. 


2. Zur Verringerung und Verbilligung der Perſonalausgaben können planmäßige Beamten⸗ 
ſtellen bei ihrem Freiwerden in geringer beſoldete Stellen umgewandelt werden. 


3. Sind nach dem Haushaltsplane künftig wegfallende oder ſolche Stellen, die in Stellen mit 
niedrigeren Bezügen umzuwandeln ſind, nebeneinander oder neben gleichartigen nicht künftig weg⸗ 
fallenden Stellen vorhanden, ſo gilt bezüglich der Reihenfolge der Ausführung folgendes: 


Zunächſt kommen beim Freiwerden derartiger Stellen die künftig wegfallenden in 
Fortfall, alsdann ſind die Umwandlungen in die Stellen mit den niedrigſten Bezügen und 
danach die Umwandlung in die Stellen mit den nächſthöheren Bezügen vorzunehmen. 

Ausnahmen von dieſer Reihenfolge bedürfen, ſoweit ſie nicht in den Erläuterungen zu 
den Beſoldungstiteln des Haushaltsplans vorgeſehen ſind, der Zuſtimmung des Finanz⸗ 
miniſters. 5 


4. Die in den Haushaltsplänen für 1928, 1929 und 1930 vorgeſehenen neuen planmäßigen 
Beamtenſtellen für überalterte Stellenanwärter ſind mit der Maßgabe „künftig wegfallend“, daß beim 
Freiwerden jeder zweiten Planſtelle der betreffenden Beamtengattung eine der neu geſchaffenen 
Stellen fortfällt. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Ausnahmen zuzulaſſen. 


5. Die im Haushaltsplan als „künftig wegfallend“ bezeichneten Stellen für Miniſterialdiri⸗ 
genten (Beſoldungsgruppe B 7) können beim Freiwerden mit Zuſtimmung des Finanzminiſters 
in ſolche für Miniſterialräte (Beſoldungsgruppe A 1 a) umgewandelt werden. 


6. Werden bereits als planmäßige Beamte angeſtellt geweſene und gemäß § 65 der An⸗ 
ſtellungsgrundſätze für eine höhere Beſoldungsgruppe einberufene Verſorgungsanwärter, die wegen 
Ungeeignetheit aus der Dienſtleiſtung für die höhere Beſoldungsgruppe entlaſſen werden, in ihrer 
früheren Beſoldungsgruppe wiederbeſchäftigt, ſo ſind ſie, falls Planſtellen in dieſer Beſoldungs⸗ 
gruppe nicht frei ſind, bis zum Freiwerden der nächſten Planſtelle, in die ſie einzurücken haben, ſo 
zu beſolden, als ob ſie als planmäßige Beamte ihrer früheren Beſoldungsgruppe wieder angeſtellt 
worden wären. In dieſem Falle ſind die Bezüge außerplanmäßig zu verrechnen. 


7. Entlaſſenen Angeſtellten und Lohnempfängern mit mindeſtens einjähriger ununterbrochener 
Dienſtzeit können Übergangsgelder (Abkehrgelder) nach Maßgabe der von der Preußiſchen Staats⸗ 
regierung erlaſſenen Richtlinien gezahlt werden. 


8. Arbeitern, die 25 Jahre oder mehr als Lohnempfänger in einem Arbeitsverhältniſſe bei 
der Preußiſchen Staatsverwaltung geſtanden haben, kann aus Bewilligungen, aus denen ihre Lohn⸗ 
bezüge zu beſtreiten ſind, nach näherer Beſtimmung der Preußiſchen Staatsregierung eine Dienſt⸗ 
prämie gezahlt werden. 


9. Von der Mitteilung der Nachweiſungen und Überfichten über die in den 88 9 a und 9 b der 
Reichshaushaltsordnung bezeichneten Sondervermögen und Anſtalten wird für das Rechnungs⸗ 
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jahr 1936 abgeſehen, ſoweit ſie entweder gar keine oder weniger als 300 Reichsmark Jahres⸗ 
einnahmen haben. 


10. Überſteigt bei einem Einnahmetitel der Betrag der tatſächlich aufgekommenen Einnahme 
den Haushaltsanſatz und können auf Grund eines Haushaltsvermerkes bei einem übertragbaren 
Ausgabetitel in Höhe dieſer Mehreinnahme Ausgaben geleiſtet werden, ſo dürfen abweichend von 
§ 73 Reichshaushaltsordnung die Beträge ſolcher Mehreinnahmen, die bis zum Schluſſe des 
Rechnungsjahrs für die Zwecke des Ausgabetitels nicht verwendet worden ſind, in der Staats⸗ 
haushaltsrechnung als Ausgabereſt und zugleich als Mehrausgabe nachgewieſen werden. 


11. Iſt im Haushaltsplan bei einem Ausgabetitel allgemein, d. h. ohne ziffernmäßige 
Begrenzung zugelaſſen, daß Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels verwendet werden dürfen, 
ſei es, daß : 

a) der Ausgabeanſatz eines nicht übertragbaren Titels um den Betrag der Einnahmen oder 

Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels überſchritten werden darf oder 
b) in Höhe von Einnahmen oder Mehreinnahmen eines beſtimmten Einnahmetitels über den 
Ausgabeanſatz eines übertragbaren Titels hinaus Ausgaben geleiſtet werden dürfen oder 

e) Einnahmen unmittelbar bei einem Ausgabetitel gebucht werden dürfen, 
ſo iſt eine ſolche Verwendung von Einnahmen für Zwecke eines Ausgabetitels vegelmäßig nur bis 
zur Höhe des Betrags zuläſſig, der im Haushaltsplan in der Zweckbeſtimmung oder in den Er⸗ 
läuterungen als vorausſichtliche Einnahme angegeben worden iſt. Iſt die Einnahme höher, als 
ſie veranſchlagt war, dann iſt die Verwendung eines über die Veranſchlagung hinausgehenden 
Betrags für Zwecke des Ausgabetitels nur zuläſſig, wenn und inſoweit der Finanzminiſter vorher 
dazu ſeine Zuſtimmung erteilt hat. 


(Nr. 14316.) Geſetz zur Anderung und Ergänzung des Polizeibeamtengeſetzes vom 31. Juli 1927 
a (Geſetzſamml. S. 151). Vom 17. März 1936. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel!. 


Das Polizeibeamtengeſetz vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151) in der Faſſung des 
Erlaſſes vom 12. Juli 1928 (Miniſterialblatt für die innere Verwaltung S. 844), der Verordnung 
vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) und der Geſetze vom 11. Januar 1932 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 9), vom 19. Mai, 27. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 186, Geſetzſamml. 1934 S. 1), 
vom 2. März, 18. Auguſt 1934 (Geſetzſamml. S. 122, 353) wird, wie folgt, geändert: 


Dem § 59 wird folgender Abſ. 3 angefügt: 

(3) Kündbare Wachtmeiſter der Schutzpolizei können den gemäß Abſ. 2 Buchſtabe b 
erklärten Verzicht mit Zuſtimmung des Miniſters des Innern zurücknehmen. Die mit 
Zuſtimmung des Miniſters des Innern erklärte Zurücknahme hat rückwirkende Kraft und 
beſeitigt den Verzicht; die Beamten treten daher mit dieſer Erklärung wieder unter die Vor⸗ 
ſchriften des Schutzpolizeibeamtengeſetzes. Das Dienſteinkommen wird durch die Zurück⸗ 
nahme nicht berührt. Soweit den Wachtmeiſtern auf Grund der Verordnung vom 19. Juli 
1928 (Geſetzſamml. S. 189) eine einmalige Dienſtbelohnung oder an ihrer Stelle die ein⸗ 
malige Vergütung in Höhe von 150 AM gewährt worden iſt, wird ſie ihnen belaſſen; fie iſt 
aber auf die nach $ 59 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes zu gewährende einmalige Über⸗ 
gangsbeihilfe anzurechnen. Durch die Zurücknahme des Verzichts erlöſchen alle Anſprüche 
aus dem Polizeibeamtengeſetze, ſoweit ſie nicht vorſtehend ausdrücklich aufrechterhalten 
worden ſind. 


‘ 
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Artikel I. 
Dieſes Geſetz tritt rückwirkend mit dem 31. März 1935 in Kraft. 


Berlin, den 17. März 1936. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 
Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 17. März 1936. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14317.) Zehnte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 5. März 1936. 


Auf Grund der 88 1 und 14 des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten 
vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) wird folgendes beſtimmt: 


Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des § 1 des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohn⸗ 
ſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) werden erklärt 


I. aus dem Regierungsbezirke Breslau 
und zwar 
1. aus dem Landkreiſe Brieg 
die Gemeinde Rathau 
2. aus dem Kreiſe Reichenbach (Eulengebirge) 
die Gemeinden: 
Stadt Langenbielau 
Peterswaldau (Eulengebirge) 
Stadt Reichenbach (Eulengebirge) 
3. aus dem Landkreiſe Schweidnitz 
die Gemeinden: 


Eisdorf Kroiſchwitz 
Stadt Freiburg in Schleſ. Laaſan 

Gräben Pilgramshain 
Groß Roſen Saarau 
Grunau⸗Jakobsdorf Schönbrunn 
Gutſchdorf Stadt Striegau 
Haidau Tampadel 
Häslicht Weizenrodau 


4. aus dem Landkreiſe Waldenburg i. Schleſ. 
die Gemeinden: 
Stadt Friedland 
Liebichau 
Polsnitz 
5. die Stadtkreiſe: 
Brieg 
Schweidnitz; 
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II. aus dem Regierungsbezirke Liegnitz 
und zwar 
1. aus dem Landkreiſe Görlitz 
die Gemeinden: 
Girbigsdorf 
Hennersdorf 
Poſottendorf⸗Leſchwitz 
Schlauroth 
2. die Kreiſe: 
Hirſchberg in Schleſ., Land 
Hoyerswerda 
3. aus dem Kreiſe Lauban 
die Gemeinden: 
Bertelsdorf 
Stadt Lauban 
4. die Stadtkreiſe: 
Glogau 
Görlitz 
Hirſchberg in Schleſ. 
Liegnitz; 
III. aus dem Regierungsbezirk Oppeln 
und zwar 
1. aus dem Kreiſe Falkenberg O. S. 
die Gemeinden: 
Ellguth⸗Tillowitz 
Tillowitz 
2. aus dem Landkreiſe Neiſſe 
die Gemeinden: 


Arnoldsdorf Kupferhammer 
Bielau Langendorf 

Dürr Kunzendorf Schönwalde 
Heidersdorf Steinhübel 
Konradsdorf Stadt Ziegenhals 


3. Aus dem Kreiſe Neuſtadt O. S. 


die Gemeinden: 
Buchelsdorf 
Eichhäuſel⸗Neudeck⸗Wildgrund 
Kunzendorf 
Langenbrück 
Stadt Neuſtadt O. S. 


4. der Stadtkreis Neiſſe. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 10. März 1936 in Kraft. 
Berlin, den 5. März 1936. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter. 
In Vertretung: 
Krohn. 
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e Elfte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 5. März 1936. 


. 


0 Auf Grund der 88 1 und 14 des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten 


vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) wird folgendes beſtimmt: 
Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des § 1 des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohn⸗ 
ſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) werden erklärt 


I. aus dem Regierungsbezirke Gumbinnen 
und zwar 


1. aus dem Landkreiſe Darkehmen 
die Gemeinden: 
Auerfluß 
Stadt Darkehmen 
Groß Pelledauen 
Gudwallen 
Hallwiſchken 
Kamanten 
Klein Darkehmen 


2. aus dem Landkreiſe Stallupönen 
die Gemeinden: 
Alexkehmen 
Bareiſchkehmen 
Berninglauken 
Drusken 
Groß Wannagupchen 


3. aus dem Landkreiſe Tilſit⸗Ragnit 
die Gemeinden: 
Alt Weynothen 
Bendiglauken 
Birjohlen 
Girſchunen 
Neuhof⸗Ragnit, Remontedepot, 
Gutsbezirk 
Pamletten 


4. der Stadtkreis Tilſit; 


II. aus dem Regierungsbezirke Weſtpreußen 
der Stadtkreis Elbing; 


III. aus dem Regierungsbezirke Potsdam 
und zwar 
aus dem Kreiſe Weſthavelland 
die Gemeinden: 
Brielow 
Radewege. 


Klein Pelledauen 
Mallenuppen 
Menturren 
Puikwallen 
Schunkarinn 
Ströpken 


Lawiſchkehmen 
Leibgarten 
Petrikatſchen 
Stadt Stallupönen 


Paskallwen 
Stadt Ragnit 
Schilleningken 
Stepponaten 
Tuſſainen 
Willmantienen 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. März 1936 in Kraft. 


Berlin, den 5. März 1936. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter. 


In Vertretung: 
Krohn. 
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(Nr. 14319.) Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Angleichung der Beſoldung der 
unmittelbaren Staatsbeamten an die Beſoldung der Reichsbeamten vom 17. Januar 1936 
— Geſetzſamml. S. 3 — (Überleitungsverordnung). Vom 16. März 1936. 


Auf Grund des § 6 des Geſetzes über die Angleichung der Beſoldung der unmittelbaren 
Staatsbeamten an die Beſoldung der Reichsbeamten vom 17. Januar 1936 (Geſetzſamml. S. 3) 
wird folgendes beſtimmt: 

§ 1. 
Allgemeine Überleitungsbeſtimmungen. 

(1) Die Überleitung erfolgt am 1. April 1936. Dabei ift von den Dienſtbezügen auszugehen, 
die dem Beamten nach dem Preußiſchen Beſoldungsgeſetze vom 17. Dezember 1927 am 31. März 
1936 zugeſtanden haben. 

(2) Das bisherige Beſoldungsdienſtalter der planmäßigen Beamten mit den Bezügen einer 
Beſoldungsgruppe, deren Dienſtaltersſtufen in ihrer Zahl und in ihrer Höhe mit denjenigen der 
neuen Reichsbeſoldungsgruppe übereinſtimmen, bleibt unverändert. 

(3) Stimmen die Zahl oder die Höhe der Dienſtaltersſtufen nicht überein, ſo wird der plan⸗ 
mäßige Beamte, ſoweit für ihn in den nachſtehenden, beſonderen Überleitungsbeſtimmungen nichts 
anderes vorgeſehen iſt, in eine Dienſtaltersſtufe der neuen Reichsbeſoldungsgruppe übergeleitet, die 
dem ihm nach den bisherigen Vorſchriften am 31. März 1936 zuſtehenden Grundgehaltsſatz ent⸗ 
ſpricht, oder, wenn ein ſolcher nicht vorhanden iſt, in die nächſtniedrige Dienſtaltersſtufe. Er erhält 
jedoch mindeſtens die Bezüge nach der Anfangsſtufe der neuen Reichsbeſoldungsgruppe. 

(4) Das Beſoldungsdienſtalter iſt dabei jo feſtzuſetzen, daß der Beamte zu demſelben Zeit⸗ 
punkte, zu dem er in der bisherigen Beſoldungsgruppe in den nächſthöheren Grundgehaltsſatz auf⸗ 
gerückt wäre, auch in der neuen Beſoldungsgruppe aufſteigt. Wird der Beamte jedoch aus einer 
Dienſtaltersſtufe, die niedriger als das Anfangsgrundgehalt der neuen Reichsbeſoldungsgruppe 
iſt, übergeleitet, fo iſt das Beſoldungsdienſtalter in der neuen Reichsbeſoldungsgruppe auf den 
1. April 1936 (Tag der Überleitung) feſtzuſetzen. Die planmäßigen Beamten im Höchſtgehalt 
der bisherigen Beſoldungsgruppe, die in das gleiche Endgrundgehalt einer neuen Reichsbeſoldungs⸗ 
gruppe mit gleicher Zahl der Dienſtaltersſtufen überzuleiten ſind, erhalten ihr bisheriges Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter. 

(5) Ruhegehaltfähige und unwiderrufliche Stellenzulagen, die der planmäßige Beamte in der 
bisherigen Gruppe bezogen hat oder in der neuen Beſoldungsgruppe beziehen wird, gelten hierbei 
als Beſtandteile des Grundgehalts. 

(6) Bei der Überleitung der nichtplanmäßigen Beamten bleibt das bisherige Anwärterdienſt⸗ 
alter als Diätendienſtalter unverändert. 


§ 2. 
Beſondere Überleitungsbeſtimmungen. 

(1) Sind nach vorſtehenden Beſtimmungen Beamte, die in verſchiedenen Dienſtaltersſtufen 
der bisherigen Beſoldungsgruppe geſtanden haben, in die gleiche Dienſtaltersſtufe der neuen Reichs⸗ 
beſoldungsgruppe überzuleiten, ſo iſt zur Vermeidung von Überholungen der Beamte aus der 
höheren Dienſtaltersſtufe der bisherigen Beſoldungsgruppe in die nächſtfolgende Dienſtaltersſtufe 
der neuen Reichsbeſoldungsgruppe überzuleiten. Das Beſoldungsdienſtalter für dieſen Beamten 
ift dabei fo feſtzuſetzen, daß er vom 1. April 1936 ab noch zwei Jahre in der neuen Dienſtalters⸗ 
ſtufe verbleibt. Dies gilt jedoch nicht für die Beamten, die in einer niedrigeren Dienſtaltersſtufe 
einſchließlich Zulage als die Anfangsſtufe der neuen Reichsbeſoldungsgruppe geſtanden haben. 

(2) Planmäßige Beamte der bisherigen Beſoldungsgruppe A 2a in der neunten Dienſtalters⸗ 
ſtufe erhalten in der Reichsbeſoldungsgruppe A2 a ihr um zwei Jahre verbeſſertes Beſoldungs⸗ 
dienſtalter. 

(3) Planmäßige Beamte der bisherigen Beſoldungsgruppen A2 b mit 1200 RM und A 4 b 
mit 700 AM ruhegehaltfähiger und unwiderruflicher Stellenzulage und mit einem Beſoldungs⸗ 
dienſtalter vom 1. April 1916 oder einem günſtigeren Beſoldungsdienſtalter erhalten in der Reichs⸗ 
beſoldungsgruppe A2 b und A4 b 1 ihr um acht Jahre verkürztes Beſoldungsdienſtalter. 
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(4) Planmäßige Beamte der bisherigen Beſoldungsgruppe A2 b mit der ruhegehaltfähigen 
und unwiderruflichen Stellenzulage von 800 RM und mit einem Beſoldungsdienſtalter vom 
1. April 1916 oder einem günſtigeren Beſoldungsdienſtalter erhalten in der Reichsbeſoldungsgruppe 
A2 b ein Beſoldungsdienſtalter vom 1. April 1926. i 

(5) Planmäßige Beamte der bisherigen Beſoldungsgruppe A 2 b ohne ruhegehaltfähige und 
unwiderrufliche Stellenzulage erhalten in der Reichsbeſoldungsgruppe A2 62 ihr bisheriges Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter. 8 

(6) Planmäßige Beamte der bisherigen Beſoldungsgruppe A 4 a 1. Abteilung von der zehnten 
Dienſtaltersſtufe ab aufwärts erhalten in der Reichsbeſoldungsgruppe Ada ihr bisheriges Be⸗ 
ſoldungsdienſtalter. 

(7) Botenmeiſter der bisherigen Beſoldungsgruppe A 10 a mit einem Beſoldungsdienſtalter 
vom 1. April 1934 oder einem günſtigeren Beſoldungsdienſtalter erhalten in der Reichsbeſoldungs⸗ 
gruppe K 11 mit der ruhegehaltfähigen und unwiderruflichen Stellenzulage von 200 AM ihr um 
zwei Jahre verkürztes Beſoldungsdienſtalter. 


§ 3. 

Neben dem auf Grund der allgemeinen und der beſonderen Überleitungsbeſtimmungen feſt⸗ 
zuſetzenden Beſoldungsdienſtalter (Überleitungs⸗Beſoldungsdienſtalter) iſt für planmäßige Beamte, 
die in Reichsbeſoldungsgruppen übergeleitet werden, die nach dem Stande vom 31. März 1936 
Beförderungsgruppen waren, in dieſer Beſoldungsgruppe — ausgehend von dem Beſoldungsdienſt⸗ 
alter und dem Grundgehaltsſatz ohne Zulage in der bisherigen preußiſchen Eingangsgruppe — 
ein endgültiges Beſoldungsdienſtalter nach den Beſtimmungen des § 7 des Reichsbeſoldungsgeſetzes 
feſtzuſetzen mit der Maßgabe, daß als Tag des Übertritts in die Reichsbeförderungsgruppe der 
1. April 1936 gilt. Die nach dieſem endgültigen Beſoldungsdienſtalter zuſtehenden Bezüge ſind 
jedoch erſt mit Wirkung vom 1. April 1937 ab zu zahlen. Das Überleitungsbeſoldungsdienſtalter 
tritt von dieſem Tage ab außer Kraft. 

§ 4. 
Diäten. 

Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung mit einem Kreuz f) bezeichnet 

ſind, erhalten die Diäten um 10 v. H. gekürzt. 


§ 5. 
Schlußbeſtimmung. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1936 in Kraft. 


Berlin, den 16. März 1936. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
In Vertretung: 


Landfried. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(§ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 
Im Deutſchen Reichs⸗ und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 39 vom 15. Februar 1936 iſt eine 
viehſeuchenpolizeiliche Anordnung des Miniſters des Innern vom 8. Februar 1936 über den Betrieb der 


Verpflegungsſtation für Geflügel in Berlin⸗Friedrichsfelde⸗Oſt veröffentlicht worden, die am 15. Februar 
1936 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 10. März 1936. 
Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) iſt bekanntgemacht: 


a 


© 


10. 


Verlag 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Januar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Hürth für den Erweiterungs⸗ 
bau des Jugendheims in Gleuel ö 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 4 S. 11, ausgegeben am 25. Januar 1936; 


„der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Januar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Lüneburg für die Anlage eines 
Rieſelfeldes und für den Bau einer unterirdiſchen Druckrohrleitung 


durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 6 S. 23, ausgegeben am 8. Februar 1936; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Januar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von 
Parzellen in Iſerlohn (Calle) für Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 7 S. 19, ausgegeben am 15. Februar 1936; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Februar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Schenklengsfeld für die Er⸗ 
weiterung des Sport⸗ und Spielplatzes der Gemeinde s 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 8 S. 33, ausgegeben am 22. Februar 1936; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Februar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfinanzverwaltung) 
zum Bau eines Zollamtsgebäudes in Steuberwitz 


durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 7 S. 43, ausgegeben am 15. Februar 1936; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Februar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Berlin für den Bau eines Ver⸗ 
waltungsgebäudes 


durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 17 S. 41, ausgegeben am 26. Februar 1936; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Februar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von 
Grundeigentum in den Gemarkungen Lerbeck und Neeſen für Reichszwecke 


durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 8 S. 23, ausgegeben am 22. Februar 1936; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Februar 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Zweckverband Steinbachtalſperre in 
Euskirchen zum Erwerb von Grundeigentum in den Gemarkungen Flamersheim und 
Queckenberg zur Errichtung einer Hanggrabenanlage aus dem Niederſchlagsgebiete des 
Madbachs und des Kohl- und Düffelſiefens ſowie zur Herſtellung einer Rohrleitung zur 
Waſſerverſorgungsanlage „Steinbachtalſperre“ im Steinbachtal bei Euskirchen 

durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 8 S. 21, ausgegeben am 22. Februar 1936; 


„der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Februar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Halle'ſche Pfännerſchaft, Abteilung der 
Mansfeld Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb in Halle (Saale), zum Erwerb 
von Parzellen in der Gemarkung Senftenberg 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr. 8 S. 31, ausgegeben am 22. Februar 1936; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Februar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Bremen zur Anlage eines 
Standortübungsplatzes in Groß Mackenſtedt 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 8 S. 39, ausgegeben am 22. Februar 1936. 
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